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L518 2195291-1/7E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. Markus STEININGER als Einzelrichter Uber die
Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. Georgien, vertreten durch ARGE Rechtsberatung, gegen den Bescheid des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 10.04.2018, ZI. XXXX , zu Recht erkannt:

A) Die Beschwerde wird gemal § 28 Abs. 1 VWGVG, Bundesgesetz Uber

das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz), BGBI | 33/2013 idgF, 88 3 Abs. 1, 8 Abs.
1,8857,8 10 Abs. 1 Z3 AsylG 2005idgFiVm 8 9, 18

(1) BFA-VG, BGBI | Nr. 87/2012 idgF sowie 8 52 Abs. 2 Z 2 und Abs. 9, § 46 und§ 55 FPG, BGBI 100/2005 idgF sowie§ 13
Abs. 2 Z 1 AsylG als unbegriindet abgewiesen.

Die Beschwerde wird gemalR8 28 Abs. 1 VwWGVG, Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz), BGBI | 33/2013 idgF, § 53 FPG 2005, BGBI 100/2005 idgF mit der Mal3gabe als
unbegriindet abgewiesen, als die Dauer des Aufenthaltsverbotes auf 5 Jahre befristet wird.

B) Die Revision ist gemaf3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. Markus STEININGER als Einzelrichter Uber die
Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. Georgien, vertreten durch ARGE Rechtsberatung, gegen den Bescheid des
Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 10.04.2018, ZI. XXXX, beschlossen:

A) Der Antrag, der Beschwerde die aufschiebende Wirkung
zuzuerkennen, wird als unzuldssig zurtickgewiesen.

B) Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrenshergang

I.1. Die beschwerdeflihrende Partei (in weiterer Folge kurz als "bP" bezeichnet), ist ein mannlicher Staatsangehdriger
der Republik Georgien und brachte nach rechtswidriger und schlepperunterstitzter Einreise in das Hoheitsgebiet der
Européischen Union und in weiterer Folge nach Osterreich am 17.02.2014 beim Bundesamt fur Fremdenwesen und
Asyl als nunmehr belangte Behdrde (in weiterer Folge "bB") einen Antrag auf internationalen Schutz ein.

Die bP begrindete ihren Antrag mit dem Umstand, dass sie seit 7 Jahren Dialysepatient sei, und die
Behandlungsmoglichkeiten in Georgien von schlechter Qualitat sei. Im Falle einer Ruckkehr beflrchte sie, keinen
Zugang zu adaquater Behandlung zu finden.

Die bP brachte vor, in Georgien wirden nach wie vor Verwandte leben.

In Bezug auf das Vorbringen im Detail wird auf den Akteninhalt bzw. die entsprechenden Stellen im gegenstandlichen
Erkenntnis verwiesen.

I.2. Der Antrag der bP auf internationalen Schutz wurden folglich mit im Spruch genannten Bescheid der bB gemali§ 3
Abs 1 AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Gem.§ 8 Abs 1 Z
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1 AsylG wurde der Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Georgien nicht
zugesprochen (Spruchpunkt I1.). Ein Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswurdigen Grinden gemal3 8 57 AsylG wurde
nicht erteilt. GemaR 8 10 Abs. 1 Z 2 AsylG iVm § 9, 18 (1) BFA-VG wurde gegen die bP eine Ruckkehrentscheidung
gemall8 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen und gemal38 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass eine Abschiebung nach
Georgiengemal’ § 46 FPG zuldssig sei. Eine Frist zur freiwilligen Ausreise wurde nicht gewdhrt. Gem.§ 53 FPG wurde in
Bezug auf die bP ein Einreiseverbot fur die Dauer von sieben Jahren erlassen. GemaR § 13 Abs. 2 Ziffer 1 AsylG wurde
festgestellt, dass die bP ihr Recht zum Aufenthalt im Bundesgebiet ab dem 30.04.2014 verloren habe.

1.2.1. Die bB ging davon aus, dass der bP in Georgien ausreichend Behandlungsmadglichkeiten zur Verfigung stehen.

1.2.2. Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in der Republik Georgien traf die belangte Behérde ausfuhrliche und
schlUssige Feststellungen. Aus diesen geht hervor, dass in Georgien von einer unbedenklichen Sicherheitslage
auszugehen und der georgische Staat gewillt und befahigt ist, sich auf seinem Territorium befindliche Menschen vor
Repressalien Dritte wirksam zu schitzen. Ebenso ist in Bezug auf die Lage der Menschenrechte davon auszugehen,
dass sich hieraus in Bezug auf die bP ein im Wesentlichen unbedenkliches Bild ergibt. Dariiber hinaus ist davon
auszugehen, dass in der Republik Georgien die Grundversorgung der Bevdlkerung gesichert ist, eine soziale
Absicherung auf niedrigem Niveau besteht, die medizinische Grundversorgung flachendeckend gewahrleistet ist,
Ruckkehrer mit keinen Repressalien zu rechnen haben und in die Gesellschaft integriert werden.

Ebenso stelle die bB fest, dass in Georgien Dialysen durchgefiihrt werden und diese vom staatlichen
Gesundheitsprogramm finanziert werden.

1.2.3. Rechtlich fuhrte die belangte Behérde aus, dass weder ein unter Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GKF noch unter§ 8
Abs. 1 AsylG zu subsumierender Sachverhalt hervorkam. Es hatten sich weiters keine Hinweise auf einen
Aufenthaltstitel aus berUcksichtigungswirdigen  Grinden gemdR§ 57 AsylG ergeben und stelle die
Ruckkehrentscheidung auch keinen ungerechtfertigten Eingriff in Art. 8 EMRK dar. Die Aberkennung der
aufschiebenden Wirkung wurde mit der Herkunft aus einem sicheren Herkunftsstaat sowie mangelnder Verfolgung
argumentiert. Auf Grund zweier Verurteilungen wurde ein Einreiseverbot fur die Dauer von sieben Jahren verhangt
und der Verlust des Aufenthaltes im Bundesgebiet ab dem 30.04.2014 ausgesprochen.

I.3. Gegen den genannten Bescheid wurde mit im Akt ersichtlichen Schriftsatz innerhalb offener Frist Beschwerde
erhoben und Verletzung von Verfahrensvorschriften moniert. Die bB habe ein mangelhaftes Ermittlungsverfahren
gefiihrt; die Landerfeststellungen seien unvollstandig und teilweise unrichtig. Bei der ausgesprochenen Dauer des
Einreiseverbotes habe die bB den deutlich positiven Lebenswandel seit der Verurteilung nicht in ihr Kalkul einbezogen.
Beantragt wird die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung sowie der Beschwerde die aufschiebende Wirkung
zuzuerkennen.

I.4. Seitens der bB wurden der bB zwei Anfragen an die Staatendokumentation der bB zur Kenntnis gebracht, welche
die Einschatzung der bB, wonach in Georgien Dialyse im Rahmen des staatlichen Gesundheitswesens -bei dringenden
Fallen innerhalb eines Tages- zur Verfligung steht und dass die bP Zugang zu diesen Behandlungsmaéglichkeiten hat,
ob Patienten Medikamente, welche fur die Dialyse nicht zwingend nétig sind, selber bezahlen mussen, richtet sich nach
deren durch ein Punktesystem festgestellter sozialer Bedurftigkeit. Der Einwand der bP in Bezug auf die hohe
Eigenleistung fir die angebotene Behandlung konnte nicht verifiziert werden.

Im Rahmen einer Stellungnahme zum Ermittlungsergebnis verwies die bP auf ihr bisheriges Vorbringen und legte
einen Befund vor, wonach sie den Erhalt einer Spenderniere anstrebe, die Untersuchungen, ob sie flr eine
Nierentransplantation geeignet sei, jedoch erst dann durchgefiihrt werden, wenn die bP in Osterreich Uber eine
entsprechende Aufenthaltsberechtigung verfuge.

I.5. Im Verfahren legte die bP auch eine Bestatigung vor, wonach sie sich fir einen Deutschkurs flir Anfanger ab
05.03.2018 angemeldet hatte.

Ferner legte die bP einen Sozialbericht der Diakonie Flichtlingsdienst vom 21.03.2018 vor, in welcher das Vorliegen
einer schweren Depression vermutet wird.

1.6. Das Vorbringen in der unter Punkt Il.4. genannten Stellungnahme stellt die letzte AuRerung der bP im Verfahren
zum gegenstandlichen Antrag bzw. zu ihren Anknipfungspunkten im Bundesgebiet dar.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
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1. Feststellungen (Sachverhalt)
11.1.1. Die beschwerdeflihrende Partei

Bei der bP handelt es sich um einen im Herkunftsstaat der Mehrheits- und Titularethnie angehdérigen Georgier, welcher
aus einem Uberwiegend von Georgiern bewohnten Gebiet stammt und sich zum Mehrheitsglauben des Christentums
bekennt.

Der bP ist ein nicht oder allenfalls sehr eingeschrankt erwerbsfahiger Mann mittleren Alters mit bestehenden
familidren Anknipfungspunkten im Herkunftsstaat und einer -wenn auch auf niedrigerem Niveau als in Osterreich-
gesicherten Existenzgrundlage.

Aktuell befindet sich die bP wegen einer terminalen Niereninsuffizienz in Dialyse. Die bP befand sich deswegen auch
schon in Georgien in mehrjahriger Behandlung.

Familienangehorige leben nach wie vor in Georgien.

Die bP hat in Osterreich keine Verwandten und lebt auch sonst mit keiner nahe stehenden Person zusammen. Sie
mochte offensichtlich ihr kiinftiges Leben in Osterreich gestalten und hilt sich seit ca. 2,5 Jahren im Bundesgebiet auf.
Sie reiste rechtswidrig und schlepperunterstitzt in das Bundesgebiet ein. Sie lebt von der Grundversorgung und hat
sich 2018 fur einen Deutschkurs angemeldet, diesen aber nur eine Woche besucht.

Die bP wurde wegen der nachfolgenden Straftaten rechtskraftig verurteilt:

LG Wien mit Urteil vom XXXX , ZI XXXX wegen8 15 StGB 8§ 127, 130 1. Fall StGB am XXXX , verurteilt zu einer
sechsmonatigen Freiheitsstrafe, bedingt auf 3 Jahre.

LG Wien mit Urteil vom XXXX, ZI. XXXX wegen8 15 StGB §§ 127, 130

1. Fall StGB am XXXX, verurteilt zu einer Freiheitsstrafe von 9 Monaten; Vollzugsdatum XXXX . Die Probezeit wurde auf
insgesamt 5 Jahre verlangert.

Die Identitat der bP steht fest.
[1.1.2. Die Lage im Herkunftsstaat im Herkunftsstaat Georgien

Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in Georgien schlieBt sich das ho. Gericht den schlissigen und
nachvollziehbaren Feststellungen der belangten Behorde an und ist davon auszugehen, dass in Georgien Dialyse von
entsprechend guter Qualitat angeboten wird.

Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass es sich bei Georgien um einen sicheren Herkunftsstaat gem.8 19 BFA-
VG handelt.

[1.1.3. Behauptete Ausreisegrinde aus dem bzw. Riickkehrhindernisse in den Herkunftsstaat

Es kann nicht festgestellt werden, dass die bP in Georgien Repressalien ausgesetzt war bzw. im Falle einer Ruckkehr
mit mal3geblicher Wahrscheinlichkeit einer solchen Gefahr ausgesetzt ware.

Ebenso kann nicht festgestellt werden, dass die bP im Falle einer Rickkehr in die Republik Georgien keinen Zugang zu
adaquater medizinischer Behandlung, insbesondere zu Dialyse finden bzw. Georgien Uber keine Existenzgrundlage

verfligen wirde.
2. Beweiswurdigung

[1.2.1. Der festgestellte Sachverhalt in Bezug auf den bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der aul3er Zweifel
stehenden Aktenlage fest und ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten Sachverhalt ein
ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen.

I.2.2. Die personenbezogenen Feststellungen hinsichtlich der bP ergeben sich -vorbehaltlich der Feststellungen zur
Identitat- aus ihren in diesem Punkt nicht widerlegten Angaben sowie ihren Sprach- und Ortskenntnissen und dem
seitens der bP vorgelegten Bescheinigungsmittel in Form eines nationalen Identitatsdokuments.

11.2.3 Zu der getroffenen Auswahl der Quellen, welche zur Feststellung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im
Herkunftsstaat herangezogen wurden, ist anzufihren, dass es sich hierbei aus der Sicht des erkennenden Gerichts um
eine ausgewogene Auswahl verschiedener Quellen -sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen Ursprunges- handelt,
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welche es ermoglichen, sich ein moglichst umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat zu machen. Die
getroffenen Feststellungen ergeben sich daher im Rahmen einer ausgewogenen Gesamtschau unter Berlcksichtigung
der Aktualitdt und der Autoren der einzelnen Quellen. Auch kommt den Quellen im Rahmen einer Gesamtschau
Aktualitat zu, zumal sich aktuellerem Quellenmaterial, welches der bP zur Kenntnis gebracht wurde (vgl. Punkt 11.4.) in
Bezug auf die konkrete individuelle Lage der bP kein anderes Bild ergibt.

Die bP trat auch den Quellen und deren Kernaussagen nicht konkret und substantiiert entgegen -bzw. wurden die
Einwdnde durch die in Punkt 11.4. genannten Anfragebeantwortungen der Staatendokumentation der bB ausgeraumt
und die Annahmen der bB bestéatigt- und wird neuerlich darauf hingewiesen, dass die Republik Osterreich die Republik
Georgien als sicheren Herkunftsstaat im Sinne des8& 19 BFA-VG betrachtet und daher von der normativen
Vergewisserung der Sicherheit Georgiens auszugehen ist (vgl. Punkt 1.3.1.5. und Unterpunkte).

I.2.4. In Bezug auf den weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzufiihren, dass der objektive Aussagekern der von der
belangten Behdrde vorgenommenen freien Beweiswirdigung (VWGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76; Hauer/Leukauf,
Handbuch des &sterreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, § 45 AVG, E 50, Seite 305) im hier dargestellten
Rahmen im Sinne der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze im Wesentlichen in sich schltssig und stimmig ist.

Die Ausfuhrungen der bB sind fur sich im Rahmen de oa. Ausfihrungen als tragfahig anzusehen und stellten die
nachfolgenden Erwagungen des ho. Gerichts lediglich Konkretisierungen und Abrundungen hierzu dar.

Da sich die bP seit Einbringung der bereits beschriebenen Stellungnahme nicht mehr duRerte, geht das ho. Gericht
davon aus, dass in Bezug auf den entscheidungsrelevanten Sachverhalt keine Anderung eintrat, zumal die bP bereits
bei der bB eingehend Uber ihre Obliegenheit zur initiativen Mitwirkung im Verfahren belehrt und im
Beschwerdeverfahren von einer in Asylsachen versierten Person bzw. Organisation unterstltzt wurde. Es ist daher
davon auszugehen, dass sie im Rahmen ihrer ihnen bekannten Obliegenheit (vgl. insbes. 8 15 AsylG) zur initiativen
Mitwirkung im Verfahren eine Anderung des maRgeblichen Sachverhalts dem ho. Gericht mitgeteilt hitte, wenn eine
solche Anderung eingetreten wére. Dies gilt insbesondere auch fiir die privaten, familidren, gesundheitlichen der
wirtschaftlichen Umstande der bP, welche diese der Behdrde bzw. dem Gericht ebenfalls von sich aus mitzuteilen hat
(VWGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua; VwSlg 9721 A/1978; VwGH 17.10.2002,2001/20/0601 VWGH 15.11.1994, 94/07/0099;
vgl auch VWGH 24.10.1980, 1230/78 und VwGH 18.12.2002, 2002/18/0279). Da die bP keinerlei Mitteilungen in diese
Richtung erstattete, kann das ho. Gericht daraus den Schluss ziehen, dass im Vergleich zum Sachverhalt, wie er zum
Zeitpunkt der Einbringung der Beschwerde und letztmaligen Stellungnahme vorlag, keine Anderung eintrat.

Zu den behauptetermallen mangelhaften Ermittlungen im Lichte des§ 18 Abs. 1 AsylG weist das ho. Gericht darauf
hin, dass im Asylverfahren das Vorbringen des Antragstellers als zentrales Entscheidungskriterium herangezogen
werden. Ungeachtet der gesetzlichen Verpflichtung der Asylbehdrde bzw. des Asylgerichtshofes, im Einklang mit den im
Verwaltungsverfahren geltenden Prinzipien der materiellen Wahrheit und des Grundsatzes der Offizialmaxime, den
mafgeblichen Sachverhalt amtswegig (8 39 Abs 2 AVG, § 18 AsylG 2005) festzustellen, obliegt es in erster Linie dem
Asylwerber auf Nachfrage alles Zweckdienliche fur die Erlangung der von ihm angestrebten Rechtsstellung darzulegen
(vgl VWGH 16. 12 1987, 87/01/0299; 13. 4. 1988, 87/01/0332; 19. 9. 1990,90/01/0133; 7. 11. 1990,90/01/0171; 24. 1.
1990, 89/01/0446; 30. 1. 1991,90/01/0196; 30. 1. 1991,90/01/0197; vgl zB auch VwWGH 16. 12. 1987,87/01/0299; 2. 3.
1988, 86/01/0187; 13. 4. 1988, 87/01/0332; 17. 2. 1994, 94/19/0774) und glaubhaft zu machen (VwWGH 23.2.1994,
92/01/0888; 19.3.1997,95/01/0525). Es ist in erster Linie Aufgabe des Asylwerbers, durch ein in sich stimmiges und
widerspruchsfreies Vorbringen, allenfalls durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauert, einen
asylrelevanten Sachverhalt glaubhaft zu machen. (VvwGH 30. 11. 2000, 2000/01/0356).

Das asylrechtliche Ermittlungsverfahren zum Inhalt habende & 18 Asylgesetz 2005 sieht keine Beweis- bzw.
Bescheinigungslastumkehr zugunsten des Beschwerdefihrers vor, sondern leuchtet aus den erlduternden
Bemerkungen der Regierungsvorlage zu dieser Bestimmung hervor, dass in dieser Bestimmung lediglich explizit darauf
hingewiesen wird, dass das Asylverfahren den fundamentalen Prinzipen des Verwaltungsverfahrensrechts,
insbesondere dem Prinzip der materiellen Wahrheit und dem Grundsatz der Offizialmaxime nach § 39 Absatz 2 AVG,
folgt. Eine Uber 88 37 und 39 Absatz 2 AVG hinausgehende Ermittlungspflicht normiert § 18 Asylgesetz nicht (vgl. schon
die Judikatur zu & 28 AsylG 1997, VwGH 14.12.2000, Zahl 2000/20/0494).

Mit der amtswegigen Pflicht zur Sachverhaltsfeststellung korrespondiert die Pflicht der Parteien, an der Ermittlung des
Sachverhaltes mitzuwirken. Die Offizialmaxime befreit die Parteien nicht davon, durch substanziiertes Vorbringen zur
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Ermittlung des Sachverhaltes beizutragen, wenn es einer solchen Mitwirkung bedarf; eine solche Mitwirkungspflicht ist
dann anzunehmen, wenn der behérdlichen Ermittlung faktische Grenzen gesetzt sind und die Behérde von sich aus
nicht in der Lage ist, ohne Mitwirkung der Partei tatig zu werden (siehe die Nachweise bei Hengstschlager-Leeb, AVG 8
39 Rz. 9 f; Erk. d. VWGH vom 24.4.2007, 2004/05/0285).

Nach der Rechtsprechung des VWGH hat die Verpflichtung der Behdrde zur amtswegigen Ermittlung des maRgebenden
Sachverhaltes dort ihre Grenze, wo es der Mitwirkung der Partei bedarf und diese eine solche unterlasst (Erk. d. VwGH
vom 12.9.2006, 2003/03/2006).

Auch auf die Mitwirkung des Asylwerbers im Verfahren ist Bedacht zu nehmen 8 15 AsylG 2005) und im Rahmen der
Beweiswirdigung - und damit auch bei der Beurteilung der Glaubhaftmachung - zu bertcksichtigen
(FeRBl/Holzschuster, Asylgesetz 2005 Kommentar, S 385 mwN auf die Judikatur des VwGH). Wenn es sich um einen der
personlichen Sphare der Partei zugehdrigen Umstand handelt (zB ihre familidare [VwWGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua],
gesundheitliche [VwSlg 9721 A/1978; VwGH 17.10.2002, 2001/20/0601], oder finanzielle [vgl VwWGH 15.11.1994,
94/07/0099] Situation), von dem sich die Behdrde nicht amtswegig Kenntnis verschaffen kann (vgl auch VwGH
24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhdhte Mitwirkungspflicht des Asylwerbers (VWGH 18.12.2002, 2002/18/0279).
Wenn Sachverhaltselemente im Ausland ihre Wurzeln haben, ist die Mitwirkungspflicht und Offenlegungspflicht der
Partei in dem MaRe héher, als die Pflicht der Behoérde zur amtswegigen Erforschung des Sachverhaltes wegen des
Fehlens der ihr sonst zu Gebote stehenden Ermittlungsmaoglichkeiten geringer wird. Tritt in solchen Fallen die
Mitwirkungspflicht der Partei in den Vordergrund, so liegt es vornehmlich an ihr, Beweise fur die Aufhellung
auslandsbezogener Sachverhalte beizuschaffen (VwGH 12.07.1990, Zahl 89/16/0069).

Bei entsprechender Weigerung kann die Mitwirkung nicht erzwungen werden, es steht den Asylbehérden jedoch frei,
diese Verweigerung der freien Beweiswlrdigung zu unterziehen, hieraus entsprechende Schlisse abzuleiten und die
verweigerte Mitwirkung an der Feststellung des maRgeblichen Sachverhaltes damit auch bei der Beurteilung der
Glaubhaftmachung -idR zum Nachteil der Partei- zu berlcksichtigen (VWGH 26.2.2002, 2001/11/0220; Thienel,
Verwaltungsverfahrensrecht, 3. Auflage, S 172; FeRl/Holzschuster, Asylgesetz 2005 Kommentar, S 385 mwN auf die
Judikatur des VWGH).

Das von der bP monierten mangelhaften bzw. unrichtigen Landerfeststellungen bzw. mangelhaften Feststellungen zur
Person der bP konnten seitens des BVwG nicht festgestellt werden.

Sofern in der Beschwerde eine mangelhafte Beweiswilrdigung moniert wird, ist aufgrund der getroffenen
Ausfiihrungen festzustellen, dass sich das BVwG dieser Ansicht nicht anschlieBen kann und davon ausgeht, dass das
Bundesamt ein mangelfreies, ordnungsgemalies Ermittlungsverfahren durchgefiihrt und in der Begrindung des
angefochtenen Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswirdigung maRgebenden
Erwagungen und die darauf gestltzte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich zusammengefasst hat. Der
bP ist es nicht gelungen, der Beweiswirdigung des Bundesamtes dermalen konkret und substantiiert entgegen zu
treten, dass Zweifel an der Beweiswlrdigung des Bundesamtes aufgekommen waren. Von der bP wurde es
unterlassen, durch klare, konkrete und substantiierte AusfUhrungen darzulegen, warum er vom Vorliegen einer
mangelhaften Ermittlungstatigkeit durch das Bundesamt ausgeht, was jedoch unterblieb. Da somit weder aus dem
amtswegigen Ermittlungsergebnis im Beschwerdeverfahren noch aus den AusfUhrungen der bP ein substantiierter
Hinweis auf einen derartigen Mangel vorliegt, kann ein solcher nicht festgestellt werden.

Die Beschwerde verneint ferner einen Zugang der bP zum Arbeitsmarkt, sowie dass sie Uber kein soziales Netz verfligt
und verldsst damit den Boden der Tatsachen und wird diesbezlglich auf die Einvernahme vor dem Bundesamt
verwiesen. Er habe einen Vater, drei Tanten und einen Onkel vaterlicherseits, einen Onkel mutterlicherseits, welche
ebenfalls eigene Familien, Kinder und Enkelkinder haben. Die bP habe zu allen ein normales Verhaltnis. Auch war die
bP in der Vergangenheit als Taxifahrer tatig, hat Gelegenheitsjobs auf Baustellen ausgelibt, bekommt eine staatliche
Invalidenpension und hat darUber hinaus das Studium der Rechtswissenschaften abgeschlossen.

Wenn die bP auf das Erkenntnis des BYwG vom 30.12.2016, ZI. W237 210447-1 verweist, wo in einem fast identischen
Fall einem Dialysepatienten der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, ist zu entgegnen, dass es
sich bei den Entscheidungen des BVwWG um Einzelfallentscheidungen handelt, und ist anhand der gesetzlichen und
hochstgerichtlichen Vorgaben Uber gegenstandliche Antrage auf internationalen Schutz zu entscheiden. Daruber
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hinaus ist auf das Erkenntnis des BVwG vom 19.04.2018, ZI. L515 2130497-1 zu verweisen, wo in einem ebenfalls fast
identischen Fall der bP kein subsididrer Schutz zuerkannt wurde. Im Ubrigen ist auf die rechtliche Beurteilung zu

verweisen.
3. Rechtliche Beurteilung
I1.3.1. Zustandigkeit, Entscheidung durch den Einzelrichter, Anzuwendendes Verfahrensrecht, Sicherer Herkunftsstaat

11.3.1.1. GemaR § 7 Abs. 1 Z 1 des Bundesgesetzes, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das Verfahren vor
dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl zur Gewahrung von internationalem Schutz, Erteilung von
Aufenthaltstiteln aus bertcksichtigungswuirdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von
aufenthaltsbeendenden Malinahmen sowie zur Ausstellung von &sterreichischen Dokumenten fir Fremde geregelt
werden (BFA-Verfahrensgesetz - BFA-VG), BGBI | 87/2012 idgF) entscheidet das Bundesverwaltungs-gericht Uber
Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl.

1.3.1.2. Gemdll 8 6 des Bundesgesetzes Uber die Organisation des Bundesver-waltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG), BGBI | 10/2013 idgF entscheidet im gegenstandlichen Fall der
Einzelrichter.

11.3.1.3. Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichts ist durch das Bundesgesetz
Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. 1 33/2013 idF BGBI
| 122/2013, geregelt (8§ 1 leg.cit). Gemal3§ 58 Abs 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft und hat das ho. Gericht im
gegenstandlichen Fall gem. § 17 leg. cit das AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles und jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

§ 1 BFA-VG bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine Verfahrensbestimmungen beinhaltet, die fir alle Fremden
in einem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl, vor Vertretungsbehdrden oder in einem
entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere Verfahrensbestimmungen
im AsylG und FPG bleiben unberihrt. Gem. 88 16 Abs. 6, 18 Abs. 7 BFA-VG sind fur Beschwerdevorverfahren und
Beschwerdeverfahren, die 88 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VWGVG nicht anzuwenden.

11.3.1.4. GemaR § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit es nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der
Behorde gegeben findet, es den angefochtenen Bescheid, auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf
Grund der Erklarung tGber den Umfang der Anfechtung (§ 9 Abs. 3) zu Uberprufen.

I1.3.1.5. Gem.§ 19 Abs. 5 BFA-VG kann die Bundesregierung bestimmte Staaten durch Verordnung als sicher
Herkunftsstaaten definieren. GemaR § 1 Z 12 der Herkunftsstaaten-Verordnung (HStV), BGBI. Il Nr. 177/2009 idgF, gilt
die Republik Georgien als sicherer Herkunftsstaat.

11.3.1.5.1. Gem. Art. 37 der RL 2013/32/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26.6.2013 zum
gemeinsamen Verfahren fur die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes kodnnen die
Mitgliedstaaten zum Zwecke der Prufung von Antrdagen auf internationalen Schutz Rechts- und
Verwaltungsvorschriften beinhalten oder erlassen, die im Einklang mit Anhang | zur VO sichere Herkunftsstaaten
bestimmen kénnen. Bei der Beurteilung der Frage, ob ein Staat als sicherer Herkunftsstaat bestimmt werden kann,
werden verscheide Informationsquellen, insbesondere Inforationen andere Mitgliedstaaten, des EASO, des UNHCR,
des Europarates und andere einschlagiger internationaler Organisationen herangezogen

Gem. dem oben genannten Anhang | gilt ein Staat als sicherer Herkunftsstaat, wenn sich anhand der dortigen
Rechtslage, der Anwendung der Rechtsvorschriften in einem demokratischen System und der allgemeinen politischen
Lage nachweisen lasst, dass dort generell und durchgangig weder eine Verfolgung im Sinne des Artikels 9 der Richtlinie
2011/95/EU noch Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe noch Bedrohung infolge
willkUrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts zu beflrchten sind.

Bei der entsprechenden Beurteilung wird unter anderem bericksichtigt, inwieweit Schutz vor Verfolgung und
Misshandlung geboten wird durch
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a) die einschlagigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Staates und die Art und Weise ihrer Anwendung;

b) die Wahrung der Rechte und Freiheiten nach der Europaischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten und/oder dem Internationalen Pakt Uber burgerliche und politische Rechte und/oder dem
Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter, insbesondere der Rechte, von denen geméaR Artikel 15 Absatz 2
der Europaischen Konvention keine Abweichung zulassig ist;

c) die Einhaltung des Grundsatzes der Nicht-Zurtickweisung nach der Genfer Flichtlingskonvention;

d) das Bestehen einer Regelung, die einen wirksamen Rechtsbehelf bei Verletzung dieser Rechte und Freiheiten
gewahrleistet.

Artikel 9 der Richtlinie 2011/95/EU definiert Verfolgung wie folgt:

"1) Um als Verfolgung im Sinne des Artikels 1 Abschnitt A der Genfer Flichtlingskonvention zu gelten, muss eine
Handlung

a) aufgrund ihrer Art oder Wiederholung so gravierend sein, dass sie eine schwerwiegende Verletzung der
grundlegenden Menschenrechte darstellt, insbesondere der Rechte, von denen gemall Artikel 15 Absatz 2 der
Europaischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten keine Abweichung zulassig ist, oder

b) in einer Kumulierung unterschiedlicher MaBnahmen, einschlie3lich einer Verletzung der Menschenrechte, bestehen,
die so gravierend ist, dass eine Person davon in dhnlicher wie der unter Buchstabe a beschriebenen Weise betroffen
ist.

(2) Als Verfolgung im Sinne von Absatz 1 kdnnen unter anderem die folgenden Handlungen gelten:
a) Anwendung physischer oder psychischer Gewalt, einschlieBlich sexueller Gewalt,

b) gesetzliche, administrative, polizeiliche und/oder justizielle MaBnahmen, die als solche diskriminierend sind oder in

diskriminierender Weise angewandt werden,
c) unverhaltnismaRige oder diskriminierende Strafverfolgung oder Bestrafung,

d) Verweigerung gerichtlichen Rechtsschutzes mit dem Ergebnis einer unverhaltnismaRigen oder diskriminierenden
Bestrafung,

e) Strafverfolgung oder Bestrafung wegen Verweigerung des Militardienstes in einem Konflikt, wenn der Militardienst
Verbrechen oder Handlungen umfassen wirde, die unter den Anwendungsbereich der Ausschlussklauseln des Artikels
12 Absatz 2 fallen, und

f) Handlungen, die an die Geschlechtszugehorigkeit ankntpfen oder gegen Kinder gerichtet sind.

(3) Gemal Artikel 2 Buchstabe d muss eine Verknupfung zwischen den in Artikel 10 genannten Grinden und den in
Absatz 1 des vorliegenden Artikels als Verfolgung eingestuften Handlungen oder dem Fehlen von Schutz vor solchen
Handlungen bestehen."

Aus dem Grundsatz, wonach, wann immer nationale Behorden oder Gerichte Recht anwenden, das Richtlinien
umsetzt, diese gemal der richtlinienkonformen Interpretation dazu verhalten sind, "das zur Umsetzung einer
Richtlinie erlassene nationale Recht in deren Licht und Zielsetzung auszulegen" (VfSlg. 14.391/1995; zur
richtlinienkonformen Interpretation siehe weiters VfSlg. 15.354/1998, 16.737/2002, 18.362/2008; VfGH 5.10.2011, B
1100/09 ua.) ergibt sich, dass davon ausgegangen werden kann, dass sich der innerstaatliche Gesetzgeber und in
weiterer Folge die Bundesregierung als zur Erlassung einer entsprechenden Verordnung berufenes Organ bei der
Beurteilung, ob ein Staat als sicherer Herkunftsstaat gelten kann, von den oa. Erwagungen leiten ldsst bzw. liel3.
Hinweise, dass die Republik Osterreich entsprechende Normen, wie etwa hier die Herkunftssaaten-Verordnung in ihr
innerstaatliches Recht europarechtswidrig umsetzt bestehen nicht, zumal in diesem Punkt kein

Vertragsverletzungsverfahren gegen die Republik Osterreich anhéngig ist bzw. eingeleitet wurde (vgl. Art. 258 f AEUV).

Der VfGH (Erk. vom 15.10.20014 G237/03 ua. [dieses bezieht sich zwar auf eine im Wesentlichen inhaltsgleiche
Vorgangerbestimmung des 8 19 BFA-VG, ist aber nach Ansicht des ho. Gerichts aufgrund der in diesem Punkt im
Wesentlichen unverdanderten materiellen Rechtslage nach wie vor anwendbar]) stellt ein Bezug auf die innerstaatliche

Rechtslage ua. fest, dass der Regelung des AsylG durch die Einflhrung einer Liste von sicheren Herkunftsstaaten kein
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Bestreben des Staates zu Grunde liegt, bestimmte Gruppen von Fremden kollektiv auBer Landes zu schaffen. Es sind
Einzelverfahren zu fuhren, in denen auch Uber die Sicherheit des Herkunftslandes und ein allfélliges Refoulement-
Verbot endgliltig zu entscheiden ist. Dem Gesetz liegt - anders als der Vorgangsweise im Fall Conka gegen Belgien
(EGMR 05.02.2002, 51564/1999) - keine diskriminierende Absicht zu Grunde. Die Liste soll blof3 der Vereinfachung des
Verfahrens in dem Sinne dienen, dass der Gesetzgeber selbst zundchst eine Vorbeurteilung der Sicherheit fur den
Regelfall vornimmt. Sicherheit im Herkunftsstaat bedeutet, dass der Staat in seiner Rechtsordnung und Rechtspraxis
alle in seinem Hoheitsgebiet lebenden Menschen vor einem dem Art 3 EMRK und der Genfer Flichtlingskonvention
widersprechenden Verhalten seiner Behdrden ebenso schitzt wie gegen die Auslieferung an einen "unsicheren" Staat.
Das Schutzniveau muss jenem der Mitgliedstaaten der EU entsprechen, was auch dadurch unterstrichen wird, dass die
anderen sicheren Herkunftsstaaten in § 6 Abs. 2 AsylG [Anm. a. F., nunmehr § 19 Abs. 1 und 2 BFA-VG] in einem Zug mit
den Mitgliedstaaten der EU genannt werden.

Die EinfUhrung einer Liste sicherer Herkunftsstaaten fuhrte zu keiner Umkehr der Beweislast zu Ungunsten eines
Antragstellers, sondern ist von einer normativen Vergewisserung der Sicherheit auszugehen, soweit seitens des
Antragstellers kein gegenteiliges Vorbringen substantiiert erstattet wird. Wird ein solches Vorbringen erstattet, hat die
Behorde bzw. das ho. Gerichten entsprechende einzelfallspezifische amtswegige Ermittlungen durchzufihren.

Aus dem Umstand, dass sich der innerstaatliche Normengeber im Rahmen einer richtlinienkonformen Vorgangsweise
und unter Einbeziehung der allgemeinen Berichtslage zum Herkunftsstaat der bP ein umfassendes Bild Gber die asyl-
und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Georgien verschaffte, ist ableitbar, dass ein bloRBer Verweis auf die
allgemeine Lage im Herkunftsstaat, bzw. die Vorlage von allgemeinen Berichten grundsatzlich nicht geeignet ist, einen
Sachverhalt zu bescheinigen, welcher geeignet ist, von der Vorbeurteilung der Sicherheit fiir den Regelfall abzuweichen
(das ho. Gericht geht davon aus, dass aufgrund der in diesem Punkt vergleichbaren Interessenslage die Ausfuhrungen
des VWGH in seinem Erk. vom 17.02.1998, ZI. 96/18/0379 bzw. des EGMR, Urteil Mamatkulov&Askarov v Turkei, Rs
46827, 46951/99, 71-77 sinngemall anzuwenden sind, zumal sich die genannten Gerichte in diesen Entscheidungen
auch mit der Frage, wie allgemeine Berichte im Lichte einer bereits erfolgten normativen Vergewisserung der Sicherheit
[dort von sog. "Dublinstaaten"] zu werten sind).

11.3.1.5.2. Auf den konkreten Einzelfall umgelegt bedeutet dies, dass im Rahmen einer verfassungs- und
richtlinienkonformen Interpretation der hier anzuwendenden Bestimmungen davon ausgegangen werden kann, dass
sich die Bundesregierung im Rahmen einer normativen Vergewisserung in umfassendes Bild von der asyl- und
abschiebungs-relevanten Lage in der Republik Georgien unter Einbeziehung der unter 11.2.3 erdrterten Quellen
verschaffte und zum Schluss kam, dass die Republik Georgien die unter Anhang | der RL 2013/32/EU des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 26.6.2013 zur gemeinsamen Verfahren fur die Zuerkennung und Aberkennung des
internationalen Schutzes und den im Erk. des VfGH vom 15.10.20014 G237/03 ua. genannten Kriterien erfullt.

Aufgrund dieser normativen Vergewisserung besteht fiir die bB bzw. das ho. Gericht die Obliegenheit zur amtswegigen
Ermittlung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage nur insoweit, als seitens der bP ein konkretes Vorbringen
erstattet wird, welches im konkreten Einzelfall gegen die Sicherheit Georgiens spricht und der bB bzw. dem ho. Gericht
im Lichte der bereits genannten Kriterien die Obliegenheit auferlegt, ein entsprechendes amtswegiges
Ermittlungsverfahren durchzufihren. Diese Obliegenheit wurde seitens der bB jedenfalls erfiillt. Das Vorbringen der bP
war nicht geeignet, einen Sachverhalt zu bescheinigen, welcher die Annahme zuliel3e, dass ein von der Vorbeurteilung
der Sicherheit fur den Regelfall abweichender Sachverhalt vorliegt. Die Behdrde bzw. das ho. Gericht waren in diesem
Zusammenhang auch nicht verpflichtet, Asylgriinden nachzugehen, die der Antragsteller gar nicht behauptet hat (Erk.
des VfGH vom 15.10.2014 G237/03 ua mit zahlreichen wN) und liegt auch kein notorisch bekannter Sachverhalt vor,
welcher Uber das Vorbringen der bP hinausgehend noch zu bertcksichtigen ware.

Zu A) (Spruchpunkt 1)
I1.3.2. Nichtzuerkennung des Status des Asylberechtigten
Die hier maf3geblichen Bestimmungen des§ 3 AsylG lauten:

"§ 3. (1) Einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser Antrag
nicht bereits gemal 88 4, 4a oder 5 zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft
ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Fluchtlingskonvention droht.
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(2) ...

(3) Der Antrag auf internationalen Schutz ist bezulglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen,

wenn
1.-dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11) offen steht oder

2.-der Fremde einen Asylausschlussgrund (8 6) gesetzt hat.

n

Gegenstandlicher Antrag war nicht wegen Drittstaatsicherheit @ 4 AsylG), des Schutzes in einem EWR-Staat oder der
Schweiz (8 4a AsylG) oder Zustandigkeit eines anderen Staates (& 5 AsylG) zurlckzuweisen. Ebenso liegen bei
Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen keine Asylausschlussgrinde vor, weshalb der Antrag der bP
inhaltlich zu prifen ist.

Flichtling im Sinne von Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist, wer aus wohlbegriindeter Furcht, aus Griinden der Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung
verfolgt zu werden, sich auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen.

Die bP brachte ausdrtcklich vor, in der Republik Georgien keinen Repressalien ausgesetzt gewesen zu sein und ergab
sich auch im Rahmen der amtswegigen Ermittlungen kein Hinweis auf solche, weshalb schon aus diesem Grund die
Existenz eine Gefahr aus einen in Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GFK genannten Grundes ausscheidet.

Allfallige wirtschaftlichen Erwagungen kdnnen ebenso nicht zu Gewahrung von Asyl fuhren, zumal keinerlei Hinweise
bestehen, dass die bP aufgrund eines in Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GFK genannten Grundes von der angespannten
wirtschaftlichen Lage in Georgien nachteiliger betroffen ware, als die sonstige georgische Bevolkerung (zur fehlenden
asylrechtlichen Relevanz wirtschaftlich motivierter Ausreisegriinde siehe auch Erk. d. VwGH vom 6.3.1996, Zi.
95/20/0110 oder vom 20.6. 1995, ZI.95/19/0040).

Ahnliches gilt auch in auf den Zugang zum georgischen Gesundheitssystem. Auch hier kann nicht festgestellt werden,
dass sich die Leistungen des georgischen Gesundheitssystems aus einem in Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GFK
genannten Grund fur die bP schlechter darstellen, als dies fur die sonstige georgische Bevolkerung der Fall ist, oder
dass ihr aufgrund eines solchen Motivs der Zugang zur medizinischen Versorgung wesentlich erschwert oder

verunmaglicht wird.

Da sich auch im Rahmen des sonstigen Ermittlungsergebnisses bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen
keine Hinweise auf das Vorliegen der Gefahr einer Verfolgung aus einem in Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GFK

genannten Grund ergaben, scheidet die Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten somit aus.
I1.3.3. Nichtzuerkennung des Status subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat
[1.3.3.1. Die hier mal3geblichen Bestimmungen des§ 8 AsylG lauten:

"8 8. (1) Der Status des subsidiar Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen,

1.-der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder

2.-...

wenn eine Zuruckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten
wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willktrlicher

Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wiirde.

(2) Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten nach Abs. 1 ist mit der

abweisenden Entscheidung
nach 8 3 ... zu verbinden.

(3) Antrage auf internationalen Schutz sind bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten

abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht.
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Bereits 8 8 AsylG 1997 beschrankte den Prifungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies war dahin
gehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen war, hinsichtlich dessen auch die
Fluchtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prifen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561;
20.5.1999, 98/20/0300). Diese Grundsatze sind auf die hier anzuwendende Rechtsmaterie insoweit zu Gbertragen, als
dass auch hier der PrifungsmaBstab hinsichtlich des Bestehend der Voraussetzungen, welche allenfalls zur
Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten fihren, sich auf den Herkunftsstaat beschranken.

Art. 2 EMRK lautet:

"(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschuitzt. Abgesehen von der Vollstreckung eines
Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens

ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tétung nicht vorgenommen werden.

(2) Die Toétung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer unbedingt erforderlichen
Gewaltanwendung ergibt:

Art. 3 EMRK lautet:
"Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden."

Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich groBe kérperliche oder seelische Schmerzen oder
Leiden zugefligt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein Gestandnis zu erlangen,
um sie fir eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen, um sie oder einen
Dritten einzuschiichtern oder zu ndtigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art von Diskriminierung
beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehorigen des ¢ffentlichen Dienstes oder einer
anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren ausdricklichem oder
stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen oder Leiden, die sich
lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehéren oder damit verbunden sind (Art. 1 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984).

Unter unmenschlicher Behandlung ist die vorsatzliche Verursachung intensiven Leides unterhalb der Stufe der Folter
zu verstehen (Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer, Bundesverfassungsrecht 10. Aufl. (2007), RZ 1394).

Unter einer erniedrigenden Behandlung ist die Zufugung einer Demutigung oder Entwurdigung von besonderem Grad

zu verstehen (Naher Tomasovsky, FS Funk (2003) 579; Grabenwarter, Menschenrechtskonvention 134f).

Art. 3 EMRK enthdlt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch Fremde), welche sich im

Bundesgebiet aufhalt.

Der EGMR geht in seiner standigen Rechtsprechung davon aus, dass die EMRK kein Recht auf politisches Asyl
garantiert. Die Ausweisung eines Fremden kann jedoch eine Verantwortlichkeit des ausweisenden Staates nach Art. 3
EMRK begrinden, wenn stichhaltige Grunde flir die Annahme bestehen, dass der betroffene Person im Falle seiner
Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt wurde, im Empfangsstaat einer Art. 3 EMRK widersprechenden
Behandlung unterworfen zu werden (vgl. etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte
Konigreich, Nr. 21878/06).

Eine aufenthaltsbeendende MalRnahme verletzt Art. 3 EMRK auch dann, wenn begriindete Anhaltspunkte dafur

bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (fur viele:

VfSlg 13.314; EGMR 7.7.1989, Soering, EUGRZ 1989, 314). Die Asylbehdrde hat daher auch Umstande im Herkunftsstaat
der bP zu bertcksichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare Verantwortlichkeit Osterreichs fallen. Als
Ausgleich fur diesen weiten Prifungsansatz und der absoluten Geltung dieses Grundrechts reduziert der EGMR jedoch
die Verantwortlichkeit des Staates (hier: Osterreich) dahingehend, dass er fiir ein "ausreichend reales Risiko" fiir eine
Verletzung des Art. 3 EMRK eingedenk des hohen Eingriffschwellenwertes ("high threshold") dieser Fundamentalnorm
strenge Kriterien heranzieht, wenn dem Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des Vertragstaates fur
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einen moglichen Schaden des Betroffenen zu Grunde liegt (vgl. Karl Premissl in Migralex "Schutz vor Abschiebung von
Traumatisierten in "Dublin-Verfahren"", derselbe in Migralex: "Abschiebeschutz von Traumatisieren"; EGMR: Ovidenko
vs. Finnland; Hukic vs. Scheden, Karim, vs. Schweden, 4.7.2006, Appilic 24171/05, Goncharova &Alekseytev vs.
Schweden, 3.5.2007, Appilic 31246/06.

Der EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Art. 3 EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begriindung
abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstiitzende Leistungen
nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet. Nur unter auflerordentlichen, ausnahmsweise
vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden auRer Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des Art.
3 EMRK fuhren (vgl fir mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 ["St. Kitts-Fall"], oder auch
Application no. 7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99).

Gem. der Judikatur des EGMR muss die bP die erhebliche Wahrscheinlichkeit einer aktuellen und ernsthaften Gefahr
schlUssig darstellen (vgl. EKMR, Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 - Kalema gg. Frankreich, DR 53, S. 254, 264). Dazu
ist es notwendig, dass die Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise geschildert und auf geeignete Weise belegt
werden. Rein spekulative Beflirchtungen reichen ebenso wenig aus (vgl. EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: X
u. Y gg. Vereinigtes Konigreich), wie vage oder generelle Angaben beziglich moglicher Verfolgungshandlungen (vgl.
EKMR, Entsch. Vom 17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 289). So fihrt der EGMR in stRsp aus,
dass es trotz allfalliger Schwierigkeiten fir den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt -so weit
als moéglich- Informationen vorzulegen, die der Behdrde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle
einer Abschiebung ermdglicht (z. B. EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005)

Auch nach Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch
staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsglter
glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden
betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VWGH 26.6.1997, ZI.
95/18/1293, VWGH 17.7.1997, ZI. 97/18/0336). Wenn es sich um einen der persodnlichen Sphare der Partei zugehérigen
Umstand handelt (zB ihre familidre (VwGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSlg 9721 A/1978; VwGH
17.10.2002, 2001/20/0601) oder finanzielle (vgl VWGH 15.11.1994,94/07/0099) Situation), von dem sich die Behérde
nicht amtswegig Kenntnis verschaffen kann (vgl auch VwGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhohte
Mitwirkungspflicht des Asylwerbers (VwWGH 18.12.2002, 2002/18/0279).

Voraussetzung fir das Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist auch in diesem Fall, dass eine von staatlichen Stellen
zumindest gebilligte oder nicht effektiv verhinderbare Bedrohung der relevanten Rechtsgiter vorliegt oder dass im
Heimatstaat des Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) vorhanden ist und damit zu
rechnen ware, dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der in [nunmehr] & 8 Abs.
1 AsylG umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt ware (vgl. VWGH 26.6.1997,95/21/0294).

Der VWGH geht davon aus, dass der BeschwerdeflUhrer verninftiger Weise (VWGH 9.5.1996, Z7195/20/0380) damit
rechnen muss, in dessen Herkunftsstaat (Abschiebestaat) mit einer Uber die blofRe Méglichkeit (z.B. VWGH vom
19.12.1995, ZI.94/20/0858, VwWGH vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262) hinausgehenden mafigeblichen Wahrscheinlichkeit
von einer aktuellen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr betroffen zu sein. Wird dieses Wahrscheinlichkeitskalkul
nicht erreicht, scheidet die Zuerkennung des Status eines subsidiar Schutzberechtigten aus.

11.3.3.2. Umgelegt auf den gegenstandlichen Fall werden im Lichte der dargestellten nationalen und internationalen
Rechtsprechung folgende Uberlegungen angestellt:

Hinweise auf das Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot, Seuchen,
Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige existenzbedrohende Elementarereignisse) liegen
in Bezug auf die Republik Georgien nicht vor, weshalb hieraus aus diesem Blickwinkel bei Berucksichtigung samtlicher
bekannter Tatsachen kein Hinweis auf das Vorliegen eines Sachverhaltes gem. Art. 2 bzw. 3 EMRK abgeleitet werden
kann.

Aufgrund der Ausgestaltung des Strafrechts des Herkunftsstaates der bP (die Todesstrafe wurde abgeschafft) scheidet
das Vorliegen einer Gefahr im Sinne des Art. 2 EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe aus.
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Da sich der Herkunftsstaat der bP nicht im Zustand willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes befindet (dies kann auch in Bezug auf den Konflikt um die Kontrolle der Regionen
Abchasien und Sidossetien bzw. jene Regionen Zentralgeorgiens, welche unmittelbar an Abchasien oder Stidossetien
angrenzen nicht angenommen werden), kann bei BerUcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen nicht festgestellt
werden, dass fur die bP als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge

willktrlicher Gewalt im Rahmen eines solchen internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes besteht.

Es kann weiters nicht festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte, standige Praxis grober, offenkundiger,
massenhafter Menschenrechtsverletzungen (iSd VfSlg 13.897/1994, 14.119/1995, vgl. auch Art. 3 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit mal3geblicher Wahrscheinlichkeit

damit rechnen muss, von einem unter § 8 Abs. 1 AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist.

Aus der sonstigen allgemeinen Lage im Herkunftsstaat kann ebenfalls bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter

Tatsachen kein Hinweis auf das Bestehen eines unter 8 8 Abs. 1 AsylG subsumierbaren Sachverhalt abgeleitet werden.

Weitere, in der Person der bP begrindete Ruckkehrhindernisse konnen bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter

Tatsachen ebenfalls nicht festgestellt werden.

Zur individuellen Versorgungssituation der bP wird weiters festgestellt, dass diese in Georgien Uber eine hinreichende
Existenzgrundlage verfligt. Bei der volljahrigen bP handelt es sich um einen sehr eingeschrankt erwerbsfahigen
Menschen, doch stammt sie einerseits aus einem Staat, auf dessen Territorium die Grundversorgung der Bevolkerung
gewahrleistet ist und andererseits gehort die bP keinem Personenkreis an, von welchem anzunehmen ist, dass sie in
Bezug auf ihre individuelle Versorgungslage nicht in der Lage ist, ein Existenzminimum zu lukrieren. Zum einen kann
der Berichtslage nicht entnommen werden, dass in Georgien Menschen, welche zu keinem eigenen Erwerb fahig sind,
regelmalig einer Verelendung ausgesetzt sind und war es der bP auch vor dem Verlassen Georgiens maoglich, dort ihr
Leben zu meistern. Insbesondere kam hervor, dass die bP im Herkunftsstaat nach wie vor Uber familiare
Anknupfungspunkte verflgt. Sie stammt aus einem Kulturkreis, in dem auf den familidren Zusammenhalt und die
gegenseitige Unterstitzung im Familienkreis groBer Wert gelegt wird und kann die bP daher Unterstitzung durch ihre
Familie erwarten.

Es stinde der bP auch frei das -wenn auch lediglich auf niedrigem Niveau leistungsfahige- Sozialsystem ihres
Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen.

Daruber hinaus ist es den bP unbenommen, Rickkehrhilfe zu beanspruchen und sich im Falle der Bedurftigkeit an eine
im Herkunftsstaat karitativ tatige Organisation zu wenden oder das georgische Unterstutzungsprogramm fur
Rackkehrer in Anspruch zu nehmen.

Aufgrund der oa. Ausfliihrungen ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau davon auszugehen, dass die bP im Falle
einer Ruckkehr in ihren Herkunftsstaat ihre dringendsten BedUrfnisse befriedigen kénnen und nicht in eine, allfallige
Anfangsschwierigkeiten Uberschreitende, dauerhaft aussichtslose Lage geraten.

Soweit die bP ihren Gesundheitszustand thematisiert wird festgehalten, dass nach der standigen Rechtsprechung der
Héchstgerichte im Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, blof um
dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet. Dass
die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, allerdings
muss der Betroffene auch tatsachlich Zugang zur notwendigen Behandlung haben, wobei die Kosten der Behandlung
und Medikamente, das Bestehen eines sozialen und familidren Netzwerks und die fir den Zugang zur Versorgung
zurlickzulegende Entfernung zu berilcksichtigen sind. Nur bei Vorliegen auBergewdhnlicher Umstande fuhrt die
Abschiebung zu einer Verle

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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